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Drucksache VI/1498 


Sachgebiet 319 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 
über die Zuständigkeit der Behörden und das anzu- 
wendende Recht auf dem Gebiet des Sdiutzes von 

Minderjährigen 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Das Haager Vormundschafts abkommen vom 12. Juni 1902 regelt 
nur die damals wichtigste Maßnahme des Jugendschutzes, näm- 
lich die Anordnung von Vormundschaften. In der Zwischenzeit 
sind im öffentlichen Jugendschutz neue Maßnahmen eingeführt 
worden, die von der einfachen Beratung bis zur Fürsorgeerzie- 
hung reichen. Auch diese bedürfen dringend einer zwischen- 
staatlichen Regelung. Darüber hinaus gestaltet sich bei der bis- 
herigen Rechtslage die Anordnung von Schutzmaßnahmen für 
Minderjährige fremder Staatsangehörigkeit dadurch besonders 
schwierig, daß nach den Kollisionsnormen des internationalen 
Privatrechts die Rechtsordnungen verschiedener Staaten inein- 
andergreifen. 


B. Lösung 

Das Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961, zu welchem 
der Entwurf des Zustimmungsgesetzes vorgelegt wird, ersetzt 
das Haager Vormundschaftsabkommen von 1902. Es bezieht 
sämtliche Maßnahmen zum Schutze der Person und des Ver- 
mögens des Minderjährigen ein und bewirkt eine Vereinfachung 
und Beschleunigung dadurch, daß sich Voraussetzungen, Durch- 
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führung und Beendigung solcher Schutzmaßnahmen grundsätz- 
lich nach dem Recht des Staates richten sollen, in dem der 
Minderjährige seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Der Ausschuß empfiehlt einstimmig die Ratifizierung des Über- 
einkommens. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 


Keine. 
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Sdiriftlidier Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 
1961 über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwen- 
dende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen 

— Drucksache VI/947 — 


A. Beridit der Abgeordneten Dr. Haack und 
Dr. Stark (Nürtingen) 


Der Getzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 64. Sitzung am 16. September 1970 
dem Rechtsausschuß federführend und dem Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit mitbe- 
ratend überwiesen. Der Rechtsausschuß hat den Ge- 
setzentwurf in seiner 24. Sitzung am 12. November 
1970 beraten. 

In Übereinstimmung mit dem mitberatenden Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit empfiehlt 
der Rechtsausschuß einstimmig, dem Gesetzentwurf 
zuzustimmen. 

Das vorliegende Übereinkommen (im folgenden 
„Haager Übereinkommen zum Schutze Minderjäh- 
riger" bezeichnet) soll das Haager Vormundschafts- 
abkommen vom 12. Juni 1902 (RGBl. 1904 S. 221, 
240) ablösen. Das Vormunds chaftsabkommen von 
1902, das nur die Regelung zwischenstaatlicher Vor- 
mundschaften zum Gegenstand hat, erfüllt nicht 
mehr die zeitgemäßen Anforderungen. Die behörd- 
liche Fürsorge für Minderjährige beschränkt sich 
nicht mehr wie um die Jahrhundertwende im we- 
sentlichen auf die Anordnung von Vormundschaf- 
ten; in fast allen Ländern wurden neben der Vor- 
mundschaft neue Maßnahmen und Reditseinriditun- 
gen zum Schutze der Minderjährigen geschaffen. In 
Deutschland fand diese Entwicklung im Reichsgesetz 
für Jugendwohlfahrt vom 16. Februar 1923 (RGBl. 
S. 633) seinen Niederschlag. Die Maßnahmen, wel- 
che den Vormundschaftsgerichten und Jugendämtern 
heute zur Verfügung stehen, reichen von der ein- 
fachen Beratung und Überwachung eines Minder- 
jährigen durch einen Erziehungsbeistand (§ 55 des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes) bis zur Unterbringung 


des Minderjährigen in einer geschlossenen Anstalt 
im Wege der Fürsorgeerziehung (§ 64 des Jugend- 
wohlfahrtsgesetzes) oder aufgrund des § 1666 Bürger- 
liches Gesetzbuch. Eine internationale Übereinkunft, 
die internationale Fälle auf dem Gebiete des Ju- 
gendschutzes wirksam regeln soll, muß deshalb 
über die Anordnung von Vormundschaften hinaus 
die weiteren Maßnahmen des behördlichen Jugend- 
schutzes in seine Regelung einschließen. 

Eine weitere Schwäche des Vormundschafts ab- 
kommens von 1902 liegt darin, daß für die Frage 
der Zuständigkeit der Behörden und des anzuwen- 
denden Rechts das Staatsangehörigkeitsprinzip gilt. 
Die Mitgliedstaaten der Haager Konferenz sind je- 
doch inzwischen dazu übergegangen, die Anord- 
nung und Führung von Vormundschaften regel- 
mäßig den Behörden des Staates zu überlassen, in 
dem sich der Minderjährige aufhält. Das im Vor- 
mundschaftsabkommen festgelegte Staatsangehörig- 
keitsprinzip ist also in der Praxis durch die primäre 
Zuständigkeit des Aufenthalts Staates überholt wor- 
den. 

Das vorliegende Haager Übereinkommen zum 
Schutze Minderjähriger beseitigt diese Unzuläng- 
lichkeiten des Vormundschaftsabkommens von 1902 
und bringt im wesentlichen folgende Neuerungen: 

1. Das Haager Übereinkommen zum Schutze Min- 
derjähriger erweitert entscheidend den sach- 
lichen Anwendungsbereich der internationalen 
Übereinkunft. Gegenstand des Übereinkommens 
sind alle „Maßnahmen zum Schutze der Person 
und des Vermögens des Minderjährigen" (Ar- 
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tikel 1). Gleichgültig ist, ob die Maßnahmen dem 
öffentlichen oder privaten Recht zuzuordnen 
sind. 

Vom Übereinkommen sind jedoch ausgeschlos- 
sen die vom Jugendrichter ausgesprochenen Er- 
ziehungsmaßregeln, Zuchtmittel und Jugendstra- 
fen (vgl. §§ 9 bis 19 des Jugendgerichtsgesetzes). 
Ferner sind alle Sachbereiche ausgenommen, die 
herkömmlich eine selbständige Stellung im Sy- 
stem des internationalen Privatrechts einnehmen 
oder für die besondere internationale Verein- 
barungen gelten. Hierzu gehören vor allem die 
Volljährigkeitserklärung, die Adoption und das 
Unterhaltsrecht (vgl. Haager Übereinkommen 
vom 24. Oktober 1956 über das auf Unterhalts- 
verpflichtungen gegenüber Kindern anzuwen- 
dende Recht — BGBl. 1961 II S. 1012). 

2. Zuständig für die Anordnung der Jugendschutz- 
maßnahmen sollen grundsätzlich die Behörden 
des Staates sein, in dem der Minderjährige sei- 
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat (Artikel 1). Die 
Behörden des Staates, dem der Minderjährige 
angehört, sind aber befugt, das Verfahren an 
sich zu ziehen, wenn sie dies zum Wohle des 
Minderjährigen für erforderlich halten (Artikel 4 
Abs. 1). Die Behörden des Aufenthaltsstaates 


können dann nunmehr notwendige Schutzmaß- 
nahmen anordnen, wenn der Minderjährige sonst 
in seiner Person oder seinem Vermögen ernst- 
haft gefährdet wäre (Artikel 8). 

3. Nach dem neuen Übereinkommen gilt die Grund- 
regel, daß die Behörden ihr eigenes Recht an- 
wenden (Artikel 1, 2 Abs. 1). Die Voraussetzun- 
gen, Durchführung und Beendigung der Ju- 
gendschutzmaßnahmen richten sich also grund- 
sätzlich nach dem Recht des Staates, in dem der 
Minderjährige seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. Eine Ausnahme gilt, soweit der Minderjäh- 
rige nach seinem Heimatrecht kraft Gesetzes 
keinem Gewaltverhältnis (z. B. der Amtspfleg- 
schaft nach § 1709 BGB in der ab 1. Juli 1970 
geltenden Fassung) untersteht oder wenn die 
Heimatbehörden das Verfahren nach Artikel 4 
Abs. 1 an sich ziehen. 

4. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
sollen zu gegenseitiger Unterrichtung und einem 
umfassenden Meinungsaustausch verpflichtet 
werden (vgl. Artikel 4 Abs. 1, Artikel 5 Abs. 2, 
Artikel 10, 11), Die Wirksamkeit des Überein- 
kommens soll durch diese Konsultations- und In- 
formationspflichten verstärkt werden. 


Dr. Haack Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/947 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 2. Dezember 1970 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Dr. Haack Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 
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